
Ansatzpunkte für Entlastung gibt die derzeitige Konjunk-
turentwicklung nicht her. Konzentrieren wir uns daher auf 
das, was jetzt möglich und notwendig ist. Eine Entlastung 
in der Finanzierungssituation der Unternehmen hat der-
zeit oberste Priorität. Denn der Befund ist eindeutig: Seit 
Herbst 2008 stellen Kreditinstitute höhere Anforderungen 
an Sicherheiten. Der Zugang zu den Kreditprogrammen 
der Förderbanken ist langwierig oder die Hürden zu hoch. 
Das Fehlen von Warenkreditversicherungen oder Export-
kreditversicherungen macht auch den Unternehmen das 
Leben schwer, die eigentlich gut dastehen, aber deren Kun-
den die entsprechenden Finanzierungen nicht sicher stel-
len können.

Ausdrücklich will ich die Maßnahmen der Bundesregie-
rung zur Stabilisierung der Finanzmärkte positiv würdi-
gen. Jetzt geht es darum, zügig den zwecks Besserung der 
Unternehmensfinanzierung beschlossenen Maßnahmen 
zur Wirkung zu verhelfen, bzw. sie dort zu ergänzen, wo es 
notwendig ist. Der Informationsaustausch zwischen KfW 
und Hausbank muss intensiver vonstatten gehen. 

Aber auch im Bereich nicht finanzwirksamer Maßnahmen 
sind Entlastungen notwendig und auch möglich. Der BDI 
hat hierzu der Bundeskanzlerin einen 50-Punkte umfas-
senden Katalog übergeben. Allein eine Beschleunigung 
der Planungsverfahren und mehr Planungssicherheit für 
die Bereiche Stromnetze, Flughafenausbau und Verkehrs-
wegebau würden öffentliche und private Investitionen in 
Milliardenhöhe freisetzen.

Bei aller Dringlichkeit jetzt zu handeln, darf der Blick auf 
die Zeit »nach der Krise« nicht verloren gehen. Die Rück-
kehr auf einen insgesamt höheren Wachstumspfad muss 
jetzt angelegt werden. Bei einer solchen Wachstumspolitik 
sehe ich aus Sicht des Mittelstandes drei Handlungsfelder 
im Vordergrund:
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Ausgabe 3/2009
Arndt G. Kirchhoff: »Krise bewältigen - Weichen für Wachstum stellen«

Der Mittelstand ist belastet und braucht Entlastung. Belastet ist er durch die 
schlechte Wirtschaftslage, durch Finanzierungs- und Liquiditätsschwierigkei-
ten sowie durch eine strukturell hohe Steuer- und Abgabenlast am Standort 
Deutschland. Erst wenn der Mittelstand entlastet wird, kann er seine ureigene 
Rolle als Motor einer wirtschaftlichen Wiederbelebung, wieder wahrnehmen.
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www.bdi.eu

1.	 Die Steuerbelastung unserer Leistungsträger muss abge-
senkt werden.

2.	 Mehr Innovationen in Produkte, Prozesse und Dienst-
leistungen sind der Schlüssel zu mehr Wachstum. 

3.	 Wir brauchen offene Märkte, eine Abwehr von Protekti-
onismus und weiterhin den Kampf um faire Welthandels-
bedingungen. 

Die soziale Marktwirtschaft ist und bleibt der Kompass 
in der Krise, sie ist aber auch der Kompass aus der Krise. 
Denn der Staat war noch nie der bessere Unternehmer und 
wird es auch nie werden. 

Vorsitzender des BDI/BDA-Mittelstandsausschusses
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BDI-Mittelstandspanel

Die Frühjahrsumfrage des BDI- Mittelstandspanels hat 
kleinen und mittleren Unternehmen ermöglicht, wirt-
schaftspolitische Empfehlungen abzugeben, die sich aus unter-
nehmerischer Sicht am besten zur Überwindung der Rezession 
eignen. Mit Abstand am häufigsten haben die befragten Unter-
nehmen Reformen des deutschen Steuersystems genannt. Da-
bei geht es den Unternehmen gleichermaßen um Elemente der 
Ertragsteuern sowie der Erbschaftsteuer.  »In der Wirtschafts- 
und Steuerpolitik brauchen wir eine Beseitigung krisenver-
schärfender Elemente«, forderte der Vorsitzende des BDI/
BDA-Mittelstandsausschusses Arndt G. Kirchhoff.

Gerade in Zeiten des Abschwungs wünschen sich die Unter-
nehmen die Möglichkeit des Verlustvortrags und eine Aus-
weitung der Abzugsfähigkeit von Zinszahlungen auf drei 
Millionen Euro (Zinsschranke), wie in Teilen von der Großen 
Koalition Ende Mai 2009 beschlossen. Weit verbreitet ist zu-
dem der Wunsch nach einer Stärkung des privaten Konsums, 
wobei die Unternehmen hier mehrheitlich Entlastungen durch 
eine Reform der Einkommensteuer und eine Senkung der 
Mehrwertsteuer fordern. 

Die hohe Abgabenlast ist und bleibt ein Thema für die Un-
ternehmen, da die Fixkosten in umsatzschwachen Zeiten 
besonders stark zu Buche schlagen. Angesichts der Einnah-
mesituation der Sozialversicherungen sind Beitragssenkungen 
derzeit eher unrealistisch. Dennoch sprechen sich die Unter-
nehmen zumindest für langfristig stabile Beiträge aus. 

Auch bei der Versorgung mit Krediten und Bürgschaften fän-
den die Unternehmen weitere Vereinfachungen seitens der 
öffentlichen Hand  wünschenswert. So empfinden viele Un-
ternehmen den Aufwand zur Beantragung von Fördermitteln 
und Bürgschaften sowie Exportgarantien als bürokratisch 
oder fühlen sich nicht ausreichend informiert. Es scheint, als 
seien bereits eingeleitete Maßnahmen in diesen Bereichen 
noch nicht bei allen Unternehmen angekommen bzw. bekannt 
zu sein.

Der wirtschaftliche Abschwung hat die Industrieunterneh-
men nach eigenen Angaben fest im Griff. So übersteigen bei 
der Einschätzung der eigenen wirtschaftlichen Lage die Ne-

BDI-Mittelstandspanel
Steuerreform führt aus der Krise

Für Mittelständler hat die Stabilisierung der Finanzmärkte zurzeit höchste Priori-
tät. Zur Überwindung der Rezession empfehlen die meisten eine Reform der Unter-
nehmen- und Einkommensteuer. Das ist ein Ergebnis der Frühjahrsumfrage des 
BDI-Mittelstandpanels 2009.

gativ-Meldungen erstmals seit Beginn der Erhebung vor vier 
Jahren die Positiv-Meldungen: Der Beurteilungssaldo liegt 
sowohl für das Frühjahr (Minus 16,5) als auch für den Herbst 
2009 (Minus 20,0) deutlich im negativen Bereich. 

Erst für den Jahresauftakt 2010 zeigen sich die Unternehmen 
wieder verhalten optimistisch: Der Saldo der Erwartungen 
liegt bei positiven 4,9 Punkten. »Das Jahr 2009 haben wir ab-
gehakt. Wir sehen aber klare positive Ansätze für 2010«, er-
klärte Kirchhoff. 

Ansprechpartner: Josef Düren
j.dueren@bdi.eu

Das BDI-Mittelstandspanel wird im Auftrag von BDI, 
Ernst & Young und der IKB vom Institut für Mittelstandsfor-
schung - IfM Bonn seit 2005 durchgeführt. An der Online-
Befragung haben sich über 1.500 Unternehmen beteiligt. 
Eine Zusammenfassung der Ergebnisse kann unter 
www.bdi-panel.emnid.de abgerufen werden.

Einschätzung der eigenen Wirtschaftslage

Quelle: Institut für Mittelstandsforschung Bonn;  *Anteil der Positiv-Meldungen 
minus Anteil der Negativ-Meldungen, Werte hochgerechnet, Basis: n = 1.550; 
e = Erwartungen der Unternehmen für die ZukunftneutralBeurteilungssaldo*
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Finanzmarkt

Die Kreditfinanzierung für kleine und mittlere Unternehmen 
ist spürbar schwieriger geworden. Sorge bereitet den Unter-
nehmen, dass die Banken ihre Kreditkonditionen verteuert 
und ihre Bonitätsanforderungen zum Teil drastisch verschärft 
haben. Auch die Sicherheitenanforderungen und Dokumen-
tationspflichten nehmen zu. Nicht nur Kredite sind für Un-
ternehmen schwer zu bekommen auch die Finanzierung am 
Kapitalmarkt ist nur noch erschwert möglich. Gleichzeitig 
sind immer mehr Unternehmen massiven Limitkürzungen 
und -streichungen der Kreditversicherer ausgesetzt. 

Um die Kreditversorgung der Wirtschaft in der aktuell 
schwierigen Situation zu sichern, hat die Bundesregierung 

– auf Initiative der Wirtschaftsverbände – im Rahmen des 
Konjunkturprogramms I und II mit dem »Wirtschaftsfonds 
Deutschland« ein umfangreiches Kredit- und Bürgschafts-
programm aufgelegt. Eines der Kernelemente ist das »KfW-
Sonderprogramm 2009 für mittelständische Unternehmen«. 
Dieses bietet mittelständischen Unternehmen Kredite zur mit-
tel- und langfristigen Finanzierung von Investitionsvorhaben 
in Deutschland an, die einen nachhaltigen Erfolg erwarten 
lassen oder zur Betriebsmittelfinanzierung dienen. 

Gefördert werden inländische und ausländische Unterneh-
men der gewerblichen Wirtschaft, die mehrheitlich in Pri-
vatbesitz sind und deren Gruppenumsatz 500 Mio. € nicht 
überschreitet. Ausgeschlossen von der Förderung sind Sanie-
rungsfälle und Unternehmen in Schwierigkeiten im Sinne 
der Leitlinien der Europäischen Gemeinschaft für staatliche 
Beihilfen. Maßgeblicher Zeitpunkt ist die Situation des Unter-
nehmens zum Stichtag 1. Juli 2008.

Für Investitionsvorhaben kann die Hausbank eine 90-prozen-
tige Haftungsfreistellung erhalten, sie beträgt bei Betriebs-
mittelfinanzierungen 60 %. Investitionen können bis zu 100 % 
finanziert werden, Betriebsmittel bis zu 30 % der Bilanz-
summe. Bei der Betriebsmittelvariante beträgt die »Karenz-
frist«, in der die Haftungsfreistellung nicht geltend gemacht 
werden kann, 4 Monate. Angeboten werden flexible Kredit-
laufzeiten bis zu 15 Jahre für Investitionen, bis zu 5 Jahre für 
Betriebsmittel.

Finanzmarkt
Kredit- und Bürgschaftsprogramm noch nachbessern

Die Finanzierungssituation vieler mittelständischer Unternehmen in Deutschland 
ist angespannt. Auch wenn es bislang keine branchenübergreifende Kreditklemme 
gibt. Massive Einbrüche bei Auftragseingängen und Produktion bringen Unterneh-
men aus wichtigen Industriebranchen in Liquiditätsprobleme.

Die Verzinsung orientiert sich an der Entwicklung des Kapi-
talmarktes und berücksichtigt die wirtschaftlichen und fi-
nanziellen Verhältnisse des Unternehmens und den Wert der 
Sicherheiten. Die Kredite sind über die Hausbank zu beantra-
gen. Das Programm ist bis zum 31. Dezember 2010 befristet. 
Weitere Details siehe Merkblatt KfW-Sonderprogramm 2009 
(081, 082) im Internet unter: www.kfw-mittelstandsbank.de. 

Der BDI begrüßt zunächst das Kredit- und Bürgschaftspro-
gramm der Bundesregierung. Damit können drohende Liqui-
ditätsengpässe abgefedert werden. Erfreulicherweise haben 
sich zahlreiche BDI-Vorschläge in der Ausgestaltung des 
Programms niedergeschlagen. Dennoch gibt es einige »Web-
fehler«, die rasch beseitigt werden müssen. So sind die Rah-
menbedingungen des Programms für die Inanspruchnahme 
der Mittel insgesamt zu restriktiv. Weiterhin empfiehlt der 
BDI u.a. folgende Korrekturen:

 •	 Das Antragsverfahren für die KfW-Programme dauert zu
lange. Ein Antrag muss innerhalb von 14 Tagen abgearbeitet 
sein.

 •	 Die Haftungsfreistellung der Banken für Betriebsmittelkre-
dite an mittelständische Unternehmen ist mit 60 % zu nied-
rig. Sie sollte auf mindestens 80 % angehoben werden. Dies 
ist eine wesentliche Voraussetzung, um die Banken wieder 
ins Boot zu bekommen.

 •	 Die Anforderungen an Bonität und Sicherheiten der Unter-
nehmen sind prohibitiv hoch. Die Risikoklassen müssen so 
justiert werden, dass mehr Unternehmen an den Program-
men partizipieren.

 •	 Der Stichtag 1. Juli 2008 für die Inanspruchnahme der Pro-
gramme ist unrealistisch und schränkt den Zugriff der Un-
ternehmen unnötig ein. Auch Unternehmen, die vor diesem 
Stichtag Probleme hatten, die aber durch die Finanzkrise 
erst richtig sichtbar geworden sind, sollten gefördert werden.

Weitere Informationen unter www.bdi.eu
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Zinsschranke

Für viele Mittelständler besteht konjunkturbedingt eine Exis-
tenz bedrohende Liquiditätsklemme. Durch eine Reihe steuer-
licher Vorschriften wird sie sogar noch verstärkt. Dazu zählt 
insbesondere die mit der Unternehmensteuerreform 2008 
eingeführte Zinsschranke. Der BDI hat kontinuierlich vor den 
krisenverschärfenden Auswirkungen dieser Vorschrift ge-
warnt und für Nachbesserungen geworben. Erste Erfolge sind 
nun zu verzeichnen.

Im Rahmen der Zinsschranke können gezahlte Zinsen eines 
Unternehmens nur noch begrenzt von der steuerlichen Be-
messungsgrundlage abgezogen werden. Sie unterliegen da-
durch der Besteuerung. Nur wenn die Zinsen im Saldo 30 % 
des Gewinns nicht überschreiten – Gewinn vor Steuern, Zin-
sen und Abschreibungen, so genanntes steuerliches EBITDA 

– sind sie vollständig absetzbar. Eine Freigrenze soll den Mit-
telstand von der Zinsschranke ausnehmen. Fällt der Netto-
zinsaufwand geringer aus als eine Millionen Euro findet die 
Vorschrift keine Anwendung.

Gerade in der gegenwärtigen Wirtschaftskrise zeigt sich die 
Fehlkonstruktion der Zinsschranke: Zusätzliche Belastun-
gen entstehen nicht nur durch erhöhte Finanzierungsaufwen-
dungen. Mit diesen sind viele Unternehmen aufgrund von 
Risikoaufschlägen bei der Kreditvergabe und einem gestie-
genen Fremdfinanzierungsbedarfs konfrontiert. Drastische 
Gewinneinbrüche führen nunmehr dazu, dass der gestiegene 
Zinsaufwand steuerlich nur noch eingeschränkt geltend ge-
macht werden kann. Viel mehr Unternehmen als ursprünglich 
gedacht sind durch diesen Zangengriff von der Zinsschranke 
betroffen. Sie belastet die ohnehin angespannte Liquiditäts-
lage und ist ein weiteres Hindernis auf dem Weg der Krisenbe-
wältigung. 

Die aktuelle steuerpolitische Diskussion zeigt, dass der be-
harrliche Einsatz der Industrie erste Früchte trägt. Entgegen 
der Erwartung werden Nachbesserungen bei der Zins-
schranke noch in dieser Legislaturperiode erörtert. Im Rah-
men des Bürgerentlastungsgesetzes soll die Freigrenze für die 
Wirtschaftsjahre 2008 und 2009 auf 3 Mio. € erhöht werden. 

Zinsschranke
Bleibt auf der Tagesordnung

»Die Erhöhung der Freigrenze von eine auf drei  Millionen ist sinnvoll, um die Li-
quidität für kleinere Unternehmen zu sichern. Für den gesamten industriellen Mit-
telstand reicht diese Maßnahme aber noch nicht aus« sagte BDI-Hauptgeschäfts-
führer Werner Schnappauf.

Gleichwohl reichen kleine Korrekturen wie eine Erhöhung 
der Freigrenze nicht aus, um die Krisenverschärfung abzu-
mildern. Viele Unternehmen trifft die Zinsabzugsbegrenzung 
weiterhin unvermindert. Es bedarf vielmehr struktureller An-
passungen, die auch der aktuellen Wirtschaftslage Rechnung 
tragen. Hinsichtlich einer Erhöhung des Zinsabzugs von 30 
auf 50 % des EBITDA – wie sie auch der BDI fordert – konnte 
jedoch keine Einigung zwischen den Koalitionsfraktionen 
erzielt werden. Hier besteht weiterer Nachbesserungsbedarf. 
Zudem bleibt die Einführung einer Vortragsmöglichkeit von 
ungenutztem EBITDA-Potenzial in Folgejahre erforderlich, 
um kurzfristige Ergebnisschwankungen auszugleichen.

Das Bürgerentlastungsgesetz, dessen originärer Inhalt die 
Ausdehnung der Abzugsmöglichkeiten von Krankenversiche-
rungsbeiträgen ist, soll Ende Juni 2009 in 2. und 3. Lesung 
im Bundestag verabschiedet werden. Neben der Erhöhung 
der Freigrenze bei der Zinsschranke soll die Einführung ei-
ner Sanierungsklausel für die sog. Mantelkaufsregelung des 
§ 8c KStG (Verlustabzugsbeschränkung für Körperschaften) 
beschlossen werden. Darüber hinaus ist die Erhöhung der 
Ist-Versteuerungsgrenze bei der Umsatzsteuer geplant. Un-
ternehmen mit bis zu 500.000 € Umsatz sollen demnach die 
Umsatzsteuer erst dann an das Finanzamt abführen müssen, 
wenn sie auch einen Geldeingang verzeichnet haben. Diese 
Grenze soll bundesweit einheitlich für die Jahre 2009 und 
2010 gelten. Damit wird die bisherige Ist-Versteuerungsgrenze 
in den neuen Bundesländern verlängert, in den alten Bundes-
ländern verdoppelt.

Ansprechpartnerin: Dr. Antje Fellinger
a.fellinger@bdi.eu
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Erbschaftsteuer

Die Verschonung des Betriebsvermögens  ist ein Kernstück 
der Reform, das erhebliche Begünstigungen für die Unterneh-
men mit sich bringt. Gleichzeitig hat die Verschonung des Be-
triebsvermögens, die bis zur kompletten Freistellung von der 
Erbschaftsteuer führen kann, erhebliche Kehrseiten. Diese 
belasten die Unternehmensnachfolge der Familienunterneh-
men. Grund sind die strengen und über lange Zeiträume zu 
beachtenden Bedingungen, die an die Verschonung des Be-
triebsvermögens geknüpft sind. Wird gegen diese Bedingun-
gen verstoßen, droht eine Besteuerung zu den allgemeinen 
Steuertarifen auf Basis einer gegenüber dem früheren Recht 
wesentlich höheren Bemessungsgrundlage.

Im Hinblick auf die Verschonungsmodelle zur begünstigten 
Übertragung des Betriebsvermögens hat die Finanzverwaltung 
eine Verfahrensweise zugunsten des Steuerpflichtigen anvi-
siert. Beantragt der Steuerpflichtige die vollständige Befreiung 
von der Erbschaftsteuer (Optionsverschonung, § 13a Abs. 8 
ErbStG) und kann er die hierfür erforderliche Verwaltungsver-
mögensgrenze in Höhe von 10 % nicht einhalten, so tritt in die-
sem Fall die Regelverschonung (85 Prozent-Steuerbefreiung) 
an die Stelle der Optionsverschonung. Die Finanzverwaltung 
hat klargestellt, dass in diesen Fällen die Regelverschonung 
unter der Voraussetzung gewährt wird, das die Verwaltungs-
vermögensgrenze von nicht mehr als 50 % für die einzelnen 
wirtschaftlichen Einheiten erfüllt ist. Auch wenn nachträglich, 
zum Beispiel im Rahmen einer Betriebsprüfung, festgestellt 
wird, dass die enge Verwaltungsvermögensgrenze von 10 % 
nicht besteht, lässt die Finanzverwaltung für das begünstigte 
Vermögen insgesamt die Regelverschonung zu.

Eine großzügige Auffassung vertritt die Finanzverwaltung 
auch bei Beteiligungsgesellschaften. Hier soll bei Wahl der 
Optionsverschonung, für die grundsätzlich die 10 Prozent-
Verwaltungsvermögensgrenze gilt, bei den Unterbeteiligun-
gen die 50 Prozent-Verwaltungsvermögensgrenze maßgeblich 
bleiben. Allerdings ist zu erwarten, dass die sich hieraus erge-
benden Gestaltungsmöglichkeiten in der Praxis mittels einer 
Mißbrauchsvorschrift von Seiten der Finanzverwaltung ver-
hindert werden.

Erbschaftsteuer
Finanzverwaltung klärt Details

Das neue Erbschaftsteuerrecht wirft zahlreiche Fragen auf. Für Unternehmen be-
steht bei vielen Punkten Rechtsunsicherheit. Die Finanzverwaltung hat nun im 
Rahmen von gleichlautenden Ländererlassen einige Details geklärt bzw. eine Klar-
stellung anvisiert. Damit wird die Reform in der Praxis etwas greifbarer – auch 
wenn dies grundsätzlich an der Komplexität des neuen Rechts nichts ändert.

Erleichterungen in der Unternehmenspraxis sind auch bei der 
Prüfung der Lohnsummenklausel zu erwarten. Aus Sicht der 
Finanzverwaltung bestehen in der Regel keine Bedenken, auf 
den für inländische Besteuerungszwecke in der Gewinn- und 
Verlustrechnung ausgewiesenen Lohnaufwand abzustellen. 
Dies gilt auch für Betriebsstätten innerhalb der EU.

Mit den umfangreichen gleichlautenden Erlassen der Fi-
nanzverwaltung zur Betriebsvermögensbewertung- und ver-
schonung, deren Veröffentlichung Ende Juni/Anfang Juli zu 
erwarten ist, sind zwar zahlreiche Zweifelsfragen und Details 
geklärt worden. Die Unternehmenspraxis zeigt allerdings be-
reits jetzt, dass darüber hinausgehender Klarstellungsbedarf 
durch neue Erbschaftsteuerrichtlinien besteht und eine Zu-
nahme der Streitfälle zu erwarten ist. Darüber hinaus wird 
auch eine gesetzliche Nachbesserung einzelner Regelungen 
unvermeidbar sein.

Unterm Strich haben die Unternehmen die Chance, die Unter-
nehmensnachfolge nach dem neuen Recht zu optimieren, al-
lerdings nach wie vor mit hohem Aufwand.

Weitere Informationen unter www.bdi.eu/steuerpolitik

Ansprechpartnerin: Dr. Monika Wünnemann
m.wuennemann@bdi.eu
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Bilanzrecht

Das Bilanzrechtsmodernisierungsgesetz wurde am 28. Mai 
2009 im Gesetzesblatt verkündet und ist damit in Kraft getre-
ten. Die Unternehmen müssen die neuen Bilanzierungsregeln 
erstmals für Geschäftsjahre anwenden, die im Kalenderjahr 
2010 beginnen. Erleichterungen für Unternehmen (Anhebung 
der Schwellenwerte und Befreiungsvorschriften für Einzel-
kaufleute) können bereits für Geschäftsjahre, die im Kalender-
jahr 2008 begonnen haben, angewendet werden. Umgesetzte 
EU-Vorgaben wie die Regelungen zum Prüfungsausschuss und 
zur Entsprechenserklärung müssen sofort angewandt werden. 

Mit dem Inkrafttreten des BilMoG müssen sich alle Unterneh-
men spätestens jetzt mit den neuen Bilanzierungsregeln ausei-
nandersetzen. Eine Vielzahl der neuen Regeln führt zu einem 
Gleichlauf von Handels- und Steuerbilanz und unterstützt da-
mit die Aufstellung einer Einheitsbilanz. Überall dort jedoch, 
wo sich das deutsche Bilanzrecht an die internationalen Rech-
nungslegungsgrundsätze anpasst, kommt es zu einem erhöhten 
Bilanzierungsaufwand. Dennoch beschreitet das BilMoG in 
der Annäherung an die International Financial Reporting Stan-
dards (IFRS) eigene Wege, um insbesondere dem Mittelstand 
die Umsetzung einer informationsorientierten Rechnungsle-
gung zu erleichtern. Trotz Warnungen von Experten, dass die 
Belastung für Unternehmen unverhältnismäßig hoch sei, wurde 
die Regelung zur Bildung latenter Steuern direkt an die Rege-
lungen der IFRS angelehnt. Das geschaffene Aktivierungswahl-
recht für latente Steuern bedeutet hier keine Erleichterung. 

Durch die Neuregelung müssen Kapitalgesellschaften die Er-
mittlung latenten Steuern zukünftig anhand der Unterschiede 
zwischen Handels- und Steuerbilanz vornehmen. Eine Berück-
sichtigung von steuerlichen Verlustvorträgen, soweit eine Ver-
rechnung innerhalb der nächsten fünf Jahre erwartet wird, ist 
vorgeschrieben. Das Aktivierungswahlrecht bezieht sich auf 
die Gesamtdifferenzbetrachtung und damit nur auf den akti-
vischen Überhang. Eine Gesamterfassung der Steuerlatenzen 
ist damit notwendig. Die Anhangsangaben zur Steuerlatenz-
rechnung wurden ausgeweitet, unabhängig davon, ob latente 
Steuern in der Bilanz ausgewiesen werden. Kleine Kapitalge-
sellschaften sind von den Vorschriften zur Steuerlatenzrech-
nung befreit. Allerdings kann eine Rückstellungspflicht für 

Bilanzrecht
Neues Gesetz ist in Kraft

Mit dem Bilanzrechtsmodernisierungsgesetz (BilMoG) nähert  sich das deutsche 
Bilanzrecht internationalen Bilanzierungsgrundsätzen an. Der Mittelstand erhält 
eine kostengünstigere, einfachere Alternative zu den komplexen internationalen  
Rechnungslegungsvorschriften IFRS. In Bezug auf die Steuerlatenzrechnung wird 
es aber zu einem erheblich erhöhten Bilanzierungsaufwand kommen.   

passive latente Steuern unter Berücksichtigung von aktiven 
Steuerpositionen gelten. 

Die wichtigsten Änderungen des BilMoG mit Auswirkungen 
auf die Steuerlatenzrechnung sind folgende: 

 •	 Mit der Abschaffung der umgekehrten Maßgeblichkeit wer-
den die steuerlichen Wahlrechte wie die sogenannte 6b-
Rücklage nicht mehr in der Handelbilanz abgebildet. Passive 
latente  Steuern müssen gebildet werden. 

 •	 Mit der Einführung der Aktivierungspflicht für einen ent-
geltlich erworbenen Geschäfts- oder Firmenwert und die 
damit einhergehende Abschreibungspflicht über die planmä-
ßige Nutzungsdauer kommt es ebenfalls zur Bildung passiver 
latenter Steuern. Die in der Steuerbilanz vorgesehene einheit-
liche Nutzungsdauer des Firmenwerts von 15 Jahren kann in 
der Handelsbilanz nicht weiter angesetzt werden. 

 •	 Die Neuregelungen zur Rückstellungsbewertung führen
darüber hinaus zur Bildung latenter Steuern, da in der Steu-
erbilanz künftige Preissteigerungen nicht berücksichtigt wer-
den und weiterhin  allgemeingültige Zinssätze gelten. 

Die aufgeführten Änderungen sind für alle Unternehmen rele-
vant und führen bei großen und mittleren Kapitalgesellschaften 
immer zur Bildung latenter Steuern. Insbesondere durch die 
Notwendigkeit der Bildung passiver latenter Steuern, können 
sich die Unternehmen zukünftig nicht mehr der Notwendigkeit 
entziehen, aktive Steuerlatenzen zu berechnen. Das BilMoG 
wird mit dieser Regelung seinem Anspruch einer kostengünsti-
geren und einfacheren Alternative zu den IFRS nicht gerecht.

Der BDI hat zusammen mit Ernst & Young eine umfassende 
Publikation über die wesentlichen Änderungen durch das Bi-
lanzrechtsmodernisierungsgesetz veröffentlicht. Sie können 
diese bei Ihren Mitgliedsverbänden oder direkt über uns anfor-
dern. Eine PDF-Datei ist unter www.bdi-online.de/download/
BilModG_web.pdf abrufbar.

Ansprechpartnerin: Annette Selter
a.selter@bdi.eu

http://www.bdi-online.de/download/BilModG_web.pdf
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Intelligente Verkehrssysteme

Weniger Staus auf Autobahnen, Parkraum- und Flottenmanage-
ment oder individuelle Reiseinformationen direkt aufs Handy: 
Das sind nur einige wenige Anwendungsbeispiele für IKT-Lö-
sungen im Verkehr. Sie können dazu beitragen, unsere Mobilität 
sicherer, sauberer, leiser und effizienter zu gestalten. So können 
Reisezeiten auf Bundesautobahnen durch dynamische Anzeigen 
zu Höchstgeschwindigkeit, Überholverbot und Standstreifen-
freigabe um vier bis acht Prozent reduziert werden. Gleichzeitig 
verringern sich Unfallrisiko und Schadstoffemissionen. 

Deshalb forderte BDI-Präsident Hans-Peter Keitel auf der 
Konferenz "Intelligente Verkehrssysteme" am 25. Mai 2009 in 
Berlin: »Deutschland muss innovative Verkehrssysteme rasch 
und konsequent einführen.« Bundesverkehrsminister Wolf-
gang Tiefensee kündigte in seiner Eröffnungsrede an, dass bis 
2011 ca. 3000 Autobahnkilometer mit elektronischen Ver-
kehrslenkungssystemen ausgestattet sein sollen.

Der Weltmarkt für Verkehrstelematik könnte bei den richtigen 
Rahmenbedingungen stark expandieren, erläuterten Exper-
ten von McKinsey auf der Konferenz. Bis 2020 kann ein welt-
weites Volumen von 30 bis 50 Mrd. € erreicht werden. Allein 
für Deutschland könnte ein Markt von drei bis vier Milliarden 
Euro entstehen. Nach Einschätzung des Beratungsunterneh-
mens könnte dank eines umfassenden Einsatzes intelligen-

Intelligente Verkehrssysteme
Für eine moderne Mobilität

Intelligente Verkehrssysteme sind ein wesentlicher Schlüssel für eine sichere, sau-
bere, leise und effiziente Mobilität. Das war Thema der gemeinsamen Konferenz 
»Intelligente Verkehrssysteme« von BDI, Bundesverkehrsministerium, BITKOM 
und VDA am 25. Mai in Berlin. 

ter Verkehrssysteme im Jahr 2020 etwa drei bis fünf Prozent 
des heutigen Energieverbrauchs im Verkehr eingespart und 
gleichzeitig die Treibstoffkosten um etwa zwei bis sechs Milli-
arden Euro reduziert werden. 

Diese Chancen will die deutsche Industrie als Vorreiter auf 
vielen Teilmärkten der Verkehrstelematik nutzen. Das un-
terstrichen die Vertreter von BMW, dem Gesamtzentrum 
für Verkehr Braunschweig, Siemens und Toll Collect in ihren 
Vorträgen. So arbeiten deutsche Automobilhersteller zusam-
men mit Zulieferern, Netzbetreibern, Wissenschaft und Po-
litik an wegweisenden Pilotprojekten wie »simTD: Sichere 
intelligente Mobilität - Testfeld Deutschland«. Das deutsche 
Lkw-Mautsystem stellt eine innovative Lösung für die Erhe-
bung von Mautgebühren in Europa dar und bietet zugleich die 
Chance, Mehrwertdienste zu integrieren. Kleinere und mitt-
lere Unternehmen sind insbesondere führend bei Entwicklung 
und Anwendung neuer Technologien und Dienste. 

BDI-Präsident Keitel hat die Bundesregierung zu konkreten 
Schritten aufgefordert. Das schließe die Klärung der Vertrags-
bedingungen für Mehrwertdienste auf der Basis der deutschen 
Lkw-Maut, die Einbeziehung von IKT-Lösungen bei Infra-
strukturplanungen und eine diskriminierungsfreie Vergabe 
der Car-to-x-Frequenzen ein. Eine »Roadmap Intelligente 
Verkehrssysteme« könne zudem helfen, bestehende Projekte 
zu bündeln und Forschungslücken zu erkennen. Darüber 
hinaus gebe der ITS Aktionsplan der EU-Kommission einen 
wichtigen Impuls für einen einheitlichen europäischen Rah-
men. Doch die Industrie müsse bei wirtschaftlichen und tech-
nischen Fragen direkt beteiligt werden.

Die Konferenz organisierte der BDI gemeinsam mit dem Bun-
desverkehrsministerium, dem Bundesverband Informations-
wirtschaft, Telekommunikation und neue Medien (BITKOM) 
und dem Verband der Automobilindustrie (VDA). 

Weitere Informationen finden Sie im Internet unter: 
www.bdi.eu/verkehrspolitik

Ansprechpartnerin: Petra Richter
p.richter@bdi.eu

Die Veranstalter begrüßen Bundesverkehrsminister W. Tiefensee (Mitte): D. Schweer, A.-W. Scheer, 
H.-P. Keitel, K. Bräunig (v.l.n.r.); Foto: BDI/Vennemann 
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Rund 6000 deutsche Unternehmen überwiegend aus dem mit-
telständischen Bereich sind bereits auf dem russischen Markt 
präsent. Die Lage ist in verschiedenen Branchen besorgnis-
erregend. So brach der Automobilbau in Russland im ersten 
Quartal 2009 um 63 % und bei LKW sogar um 75 % ein. Ins-
gesamt ging das russische Bruttoinlandsprodukt in diesem 
Zeitraum um 9,5 % zurück.

Mit der Anhebung von Einfuhrzöllen versucht die russische 
Regierung beispielsweise die heimische Autoindustrie zu 
schützen. Infolge dessen brach im ersten Quartal 2009 der 
Import von Neuwagen auf ein Drittel des Vorjahreswertes 
ein. Gleichzeitig subventioniert der russische Staat zuneh-
mend den Absatz heimischer Automodelle. Weitere Fälle von 
Protektionismus betreffen Landmaschinen und die Stahlin-
dustrie. LKW aus der EU sind von einer neuen Mautgebühr 
betroffen. Immer wieder wird auch von einer inoffiziellen 
»Buy-Russian-Klausel« für Anschaffungen örtlicher Behör-
den berichtet. Ein stetiges Ärgernis ist die Grenzabfertigung. 
In etwa 80 % der Fälle versuchen die Zöllner den Warenwert 
neu anzusetzen und die Lieferanten bezahlen einen erhöh-
ten Tarif, um Wartezeiten und langwierige Gerichtsverfahren 
zu vermeiden. Betroffen sind insbesondere mittelständische 
Maschinen- und Anlagebauer. Russland hat sich auf dem 
Weltfinanzgipfel zusammen mit den anderen Staaten der G20 
verpflichtet, in den nächsten zwölf Monaten keine neuen 
Handelsbarrieren zu errichten. Allerdings ist das Land noch 
immer nicht WTO-Mitglied, weshalb die Bekämpfung protek-
tionistischer Schritte schwierig ist. 

Einen umgekehrten Weg geht Russland allerdings bei Hoch-
technologie. So wird zum 1. Juli die Einfuhrumsatzsteuer auf 
eine Reihe von Maschinen und Ausrüstungen abgeschafft, was 
ausländischen Herstellern einen Preisvorteil von bis zu 18 % 
verschafft. Voraussetzung ist, dass vergleichbare Produkte in 
Russland nicht gefertigt werden. In einem entsprechenden Ver-
zeichnis zur Steuerbefreiung sind 183 Produkte erfasst. Vor allem 
Metallurgiebetriebe (Konverter, Gießmaschinen, Rohrwalz-
werke),  Flugzeugbauer (Kompressoren, Klimageräte, Pumpen, 
Luftfilter), Werften (Antriebsmotoren, Dampfkessel) und Tex-
tilfabriken (Webmaschinen) profitieren. Auch Produzenten von 
Windkraftanlagen (Generatoren) zählen zu den Begünstigten.  

Russland

Russland
Be- und Entlastungen für Mittelständler

Die anhaltende Wirtschaftskrise hinterlässt in den Handelsbeziehungen zwischen 
Russland und Deutschland ihre Spuren. Nach dem Rekordjahr 2008, in dem die 
deutschen Exporte nach Russland um 14 % auf 32 Mrd. € gestiegen waren, wurde 
im Januar 2009 ein Rückgang der deutschen Exporte um 32 % registriert.

Der russische Ministerpräsident Wladimir Putin hat zudem 
angekündigt, die Geschäftsbedingungen kleiner und mittlerer 
Unternehmen (KMU) in Russland zu verbessern. Auf einem 
KMU-Forum in Moskau Ende April versprach er zum 1. Juli 
2009 eine Vereinfachung der Steuererhebung. 

In Zukunft sollen alle Unternehmen Zugang zum vereinfach-
ten Steuersystem haben, deren Jahresumsatz 60 Mio. Rubel 
(ca. 1,37 Mio. €) unterschreitet (bislang: 30 Mio. Rubel/ca. 
686.000 €). Das vereinfachte Steuersystem verpflichtet die 
Unternehmen lediglich zur Zahlung einer Steuer von entwe-
der sechs % auf den Umsatz oder von fünf bis 15 Prozent auf 
den Gewinn. Diese Maßnahme würde den KMU in der Wirt-
schaftskrise wichtige Entlastungen bieten, die bislang unter 
einer hohen Steuerlast leiden: Nach Mitteilung von Wirt-
schaftsministerin Elvira Nabiullina nennen 44 % aller KMU 
hohe Steuern als ihr größtes Problem. 

Zur Unterstützung der russischen KMU sollen nach Angaben 
Putins weitere 15 Mrd. Rubel (ca. 343 Mio. €) bereitgestellt 
werden. Die Mittel gehen an regionale Fonds, die staatliche 
Garantien für KMU bereitstellen. Bisher hatten diese Fonds 
3,5 Mrd. Rubel (ca. 80 Mio. €) erhalten. Weiterhin sollen min-
destens 20.000 Mikrokredite mit einem maximalen Volumen 
von je einer Mio. Rubel (ca. 22.890 €) in diesem Jahr unter an-
derem über die staatliche Sberbank ausgegeben werden. Die 
Kreditbewilligung soll in zwei bis fünf Tagen erfolgen. Staat-
liche Unterstützung für einzelne Geschäftsbanken soll auch 
von deren Kreditvergabepolitik gegenüber den KMU abhängig 
gemacht werden. 

Der Ost-Ausschuss der Deutschen Wirtschaft begrüßt die 
Maßnahmen der russischen Regierung zur Förderung von 
kleinen und mittleren Unternehmen und die Entlastungen im 
Bereich Hochtechnologie als Beitrag zur Krisenbewältigung. 
Jedoch stellen diese nur erste Schritte im Prozess der Entbüro-
kratisierung der Wirtschaft dar, auf die wir auch in den kom-
menden Monaten hinarbeiten werden. 

Ansprechpartner: Prof. Dr. Rainer Lindner, Geschäftsführer des 
Ost-Ausschusses, r.lindner@bdi.eu
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BDI-Außenwirtschafts-Report

Die Weltwirtschaft befindet sich Anfang 2009 in einer Rezes-
sion, deren Dauer noch nicht abzusehen ist. Seit dem letzten 
Quartal 2008 ging der Welthandel zurück, es war der größte 
Quartalsrückgang der vergangenen 40 Jahre. In diesem Jahr 
wird er voraussichtlich im zweistelligen Bereich sinken.

Deutschland ist als Exportweltmeister besonders betroffen. 
Ende 2008 und Anfang 2009 sanken die Ausfuhren besonders 
schnell. Die Talfahrt bremste sich im Februar ab, gegenüber 
Januar sanken die Exporte nur noch um moderate 0,7 %. Im 
März zogen sie mit einem leichten Plus von 0,7 % sogar wieder 
etwas an. Dies könnte ein erstes Zeichen für eine Konsolidie-
rung auf niedrigerem Niveau sein – die Exporte liegen etwa 
ein Fünftel unter dem Vorjahreswert. Noch ist es zu früh für 
ein Urteil darüber, ob die Talsohle schon erreicht ist. Mit wei-
teren Rückschlägen muss immer noch gerechnet werden. Für 
das Gesamtjahr ist mit einem Exportrückgang in Deutsch-
land von über 15 % zu rechnen. Die Auftragslage ist für die 
deutsche Industrie seit Juni 2008 rückläufig. Der Januar war 
bislang der Tiefpunkt dieser Entwicklung. Besonders stark 
betroffen waren die für Deutschland wichtigen Investitions-
güter. Bei den Auslandsaufträgen hat sich die Abwärtsent-

BDI-Außenwirtschafts-Report
Durststrecke für Exportwirtschaft

Im Frühjahr 2009 befindet sich die Weltwirtschaft in einer historischen Schwä-
chephase, die deutschen Exporte und Auftragseingänge sind eingebrochen. Erste 
Signale deuten auf eine Konsolidierung auf niedrigem Niveau hin, ein Aufschwung 
wird frühestens für Ende 2009 erwartet. 

wicklung im Februar abgeschwächt, im März zogen sie sogar 
wieder leicht an. Ähnlich wie bei der Entwicklung der Export-
zahlen könnte das ein Anzeichen einer Konsolidierung sein, 
auch hier auf niedrigem Niveau.Auch der Blick in die Ziellän-
der deutscher Exporte lässt kein optimistisches Urteil zu. In den 
zehn wichtigsten Zielländern ist für 2009 mit negativen Wachs-
tumsraten zu rechnen. Entsprechend wird sich die Importnei-
gung dieser Länder verschlechtern. Nur China als 11. wichtigstes 
Exportland wird in diesem Jahr wachsen, allerdings um die 
Hälfte weniger als im letzten Jahr.

Chancen für die deutsche Industrie bieten die Konjunktur-
programme, die nicht nur in Deutschland, sondern in vielen 
Ländern aufgelegt wurden. Die Programme weisen aktuell ein 
Gesamtvolumen von mehr als 3 Billionen € auf. Das sind über 
4,5 % des weltweiten Bruttoinlandsprodukts. Die Konjunk-
turpakete sind überwiegend auf den Ausbau der nationalen 
Infrastruktur, Bauwirtschaft, den Ausbau des Energiesektors 
sowie Informations- und Kommunikationstechnologie zuge-
schnitten. Gerade in diesen Bereichen könnten sich Chancen 
auch für einige exportorientierte Branchen ergeben. Weitere 
Informationen zur außenwirtschaftlichen Lage der deutschen 
Industrie finden Sie in der aktuellen Ausgabe des BDI-Außen-
wirtschafts-Reports, der unter www.bdi.eu/aussenwirtschaft 
bezogen werden kann. 

Ansprechpartner: Dr. Christoph Sprich
c.sprich@bdi.eu

Konjunkturprogramme: Chance für die deutsche Industrie

Quelle: BDI, FTD, GTAI
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Ägypten

Ägypten konnte im Jahr 2008 7 % Wirtschaftswachstum vor-
weisen und zeigt sich mit einem BIP-Anstieg von 4,3 % im 
ersten Quartal 2009 überdurchschnittlich stabil in Zeiten der 
globalen Wirtschaftskrise. Nach Aussage des ägyptischen Mi-
nisters für Handel und Industrie, S.E. Rachid Mohamed Ra-
chid, gibt sich insbesondere der Bausektor weiterhin äußerst 
robust. Ägypten sei eines von nur drei Ländern weltweit, das 
im 1. Quartal 2009 ein Wachstum von ca. 15 % im Bausektor 
verzeichnen konnte. Die Nachfrage nach Baumaterialien sei 
in den ersten drei Monaten dieses Jahres sogar um 20 % ge-
stiegen. 

Anlässlich des Deutschlandbesuches von Minister Rachid 
veranstaltete der BDI am 6. Mai in Berlin ein hochrangiges 
Roundtable-Gespräch, das von Matthias Mitscherlich, Vor-
sitzender des Vorstandes der MAN Ferrostaal AG, geleitet 
wurde. Die Veranstaltung bot deutschen Unternehmern die 
Möglichkeit, die aktuelle wirtschaftliche Situation und Per-
spektiven in Ägypten mit dem Minister in kleinem Kreise zu 
diskutieren. Thema des Gesprächs war neben der Baubranche 
auch die Entwicklung des Energiesektors in Ägypten. Auf-
grund des beschleunigten Wachstums im Industriebereich, 
das 2008 bei ca. 8 % lag, ist der Bedarf an Strom und Gas 
stark gestiegen. Um die für die kommenden Jahre anvisierten 

Ägypten
Trotzt der Krise

Ägypten erweist sich in Zeiten einer weltweiten Konjunkturkrise als stabiler Wirt-
schaftsstandort. Grund dafür ist Ägyptens wirtschaftspolitischer Reformkurs. Die-
ser wird seit Jahren im »Doing Business« Report der Weltbank als positiv beurteilt. 
Auch das im Februar 2009 beschlossene Maßnahmenpaket zur Konjunkturförde-
rung trägt dazu bei. 

Industrieprojekte realisieren zu können, sind umfangreiche 
Investitionen in die Stromerzeugung und Gasproduktion er-
forderlich. Das Land ist in diesem Zusammenhang bestrebt, 
sein Gas verstärkt für die eigene weiterverarbeitende Indust-
rie bereitzustellen, statt dieses zu exportieren. 

Hinsichtlich der Potenziale für Erneuerbare Energien in 
Ägypten wurden deutsche Unternehmen zu einem stärkeren 
Engagement ermuntert. Ein Einspeisegesetz für Strom aus 
Erneuerbaren Energien wurde für Ende 2009 in Aussicht ge-
stellt. Allerdings machte Minister Rachid keine Ausführun-
gen zur genauen Ausgestaltung des Gesetzes. Deutsche und 
ägyptische Gesprächsteilnehmer diskutierten auch intensiv 
Fragen zur beruflichen Bildung. Engpässe gebe es vor allem 
bei gut ausgebildeten Arbeitskräften. Um diese zu überwin-
den, richteten sie in Ägypten vor kurzem ein »Industrial Trai-
ning Council« ein. Dem Gremium stehen 500 Mio. ägyptische 
Pfund (ca. 70 Mio. €) zur Förderung von Ausbildungsmaß-
nahmen im Privatsektor zur Verfügung. Danach können in- 
und ausländische Firmen eine Kostenerstattung von bis zu 80 % 
für Schulungen ihrer Mitarbeiter beantragen.  

Ägypten ist mit einem Bruttoinlandsprodukt von 127,9 Mrd. 
US$ und 72 Mio. Einwohnern der größte Markt in Nordaf-
rika und das bevölkerungsreichste Land der arabischen Welt. 
Dank seiner reformorientierten Wirtschaftspolitik ist es dem 
Land gelungen, den FDI-Bestand von 20 Mrd. US$ im Jahre 
2000 auf 50 Mrd. US$ im Jahre 2007 zu erhöhen. Allein im 
Fiskaljahr 2007/2008 flossen weitere 13 Mrd. US$ auslän-
discher Direktinvestitionen nach Ägypten. Mit einem im 
Februar 2009 verabschiedeten Maßnahmenpaket im Gesamt-
umfang von 2,7 Mrd. US$ versucht die ägyptische Regierung, 
die industrielle Entwicklung des Landes angesichts der ge-
genwärtigen Herausforderungen zusätzlich zu unterstützen. 
Neben Investitionen in die Infrastruktur sind unter anderem 
Zoll- und Steuersenkungen bei Einfuhr und Kauf von Investi-
tionsgütern sowie eine Förderung kleiner und mittlerer Unter-
nehmen durch erleichterten Zugang zu Krediten geplant. 

Ansprechpartnerin: Cornelia Berg
c.berg@bdi.eu

Dr. Matthias Mitscherlich, Vorstandsvorsitzender der MAN Ferrostaal AG, mit dem ägyptischen Minis-
ter für Handel und Industrie, S.E. Rachid Mohamed Rachid (v. r. n. l.)
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Europäische KMU-Woche

»How are you doing? SMEs in a larger Europe« war die Frage 
bei einer Veranstaltung, zu der der europäische Wirtschafts-
verband BusinessEurope im Rahmen der KMU-Woche am 7. 
Mai nach Brüssel eingeladen hatte. Arndt G. Kirchoff, Vorsit-
zender des BusinessEurope SME Committees, kritisierte in 
seinem Eröffnungsstatement, dass viele bürokratische Hemm-
nisse neue Unternehmer abschrecken würden. Darüber hin-
aus gebe es grundsätzliche gesellschaftliche Probleme. »Die 
unternehmerische Erziehung ist besonders in den Grund- und 
weiterführenden Schulen oft nicht angemessen«, bemängelte 
Kirchhoff. Der Vizepräsident der Europäischen Kommission, 
Günter Verheugen, betonte die Bedeutung der Einführung des 
im »Small Business Act« vorgesehenen »KMU-Tests« für alle 
Rechtsetzungsakte auf europäischer und nationaler Ebene. 
Das vollständige Statement von Arndt G. Kirchhoff und wei-
tere Informationen finden Sie im Internet unter www.busines-
seurope.eu/Content/Default.asp?PageID=548.

 »Vorrang für den Mittelstand – Die Zukunft der globalen 
Unternehmen im globalen Wettbewerb sichern« hieß es beim 

Europäische KMU-Woche 
Mit mehr Unternehmertum aus der Krise

Unternehmertum in Europa muss gestärkt und besser gefördert werden. Das war 
die zentrale Botschaft der ersten europäischen KMU-Woche, die vom 6. bis zum 14. 
Mai stattfand.  Auf mehr als 1000 Veranstaltungen in allen Ländern der Europäi-
schen Union erfuhren Unternehmer, welche Unterstützungsmöglichkeiten ihnen 
auf europäischer, nationaler und lokaler Ebene zur Verfügung stehen. 

Europasymposium, das auf Einladung von BDI, BDA, DIHK 
und ZDH am 11. Mai in Berlin stattfand. Im Mittelpunkt der 
Diskussionen standen die Folgen der Wirtschafts- und Finanz-
krise für den Mittelstand in Europa. Neben dem Vorsitzenden 
des BDI/BDA-Mittelstandsausschusses, Arndt G. Kirchhoff, 
nahmen die Präsidenten von DIHK, Heinrich Driftmann, und 
ZDH, Otto Kentzler, sowie der Vorsitzender des Deutschen Ge-
werkschaftsbundes, Michael Sommer, an der Veranstaltung teil. 
Der Vizepräsident der Europäischen Kommission, Günter Ver-
heugen, erhielt für seine Bemühungen um den Mittelstand die 
Ehrenmedaille des deutschen Handwerks. Verheugen habe aus 
Überzeugung eine Politik für den europäischen Mittelstand ins 
Zentrum der Entscheidungen in Brüssel gerückt, zuletzt durch 
den Small Business Act, so der Generalsekretär des ZDH, 
Eberhard Schleyer, in seiner Laudatio.

Arndt G. Kirchhoff hob in seinem Diskussionsbeitrag hervor, 
dass es ohne einen gesunden Mittelstand keine wirtschaftliche 
Erholung in Europa geben könne. Die Europäische Union stehe 
vor einer großen Bewährungschance: »Die kleinen und mitt-
leren Unternehmen erwarten von Europa entschlossenes und 
gemeinsames Handeln. Protektionismus und nationale Allein-
gänge darf es nicht geben!«, so Kirchhoff. Vielmehr sei es erfor-
derlich, einen europäischen Rechtsrahmen zu schaffen, der es 
kleinen und mittleren Unternehmen ermögliche, die Vorteile 
des Binnenmarktes besser zu nutzen. Einig waren sich die Teil-
nehmer darin, dass Politik und Wirtschaft mehr in Bildung und 
Forschung investieren müssen, um die Zukunftsfähigkeit der 
mittelständischen Wirtschaft in Deutschland zu sichern.

Die KMU-Woche ist eine der Maßnahmen zur Umsetzung 
des »Small Business Acts«. Dieser ist der erste umfassende 
politische Rahmen für die EU und ihre Mitgliedstaaten, das 
bürokratische und gesetzgeberische Umfeld mittelstands-
freundlich zu gestalten.. Koordiniert wurde die KMU-Woche 
von der Generaldirektion Unternehmen und Industrie der Eu-
ropäischen Kommission. Ausführliche Informationen finden 
Sie unter www.european-sme-week.eu.

Ansprechpartner: René Hagemann-Miksits
r.hagemann@bdi.eu

Arndt G. Kirchhoff
Foto: BusinessEurope

http://www.businesseurope.eu/Content/Default.asp?PageID=548
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Am 7. Juni ist das neue Europaparlament gewählt worden. 
Ihre Chance zur demokratischen Mitbestimmung haben je-
doch lediglich 43 % der europäischen Bürger genutzt. Und 
das, obwohl das Europaparlament in den letzten Jahren einen 
deutlichen Machtzuwachs erlebt hat.  Etwa 80 % der für die 
Wirtschaft relevanten gesetzlichen Regelungen haben mittler-
weile ihren Ursprung in Brüssel. Das Europaparlament kann 
immerhin bei über zwei Drittel der Gesetze gleichberechtigt 
mit dem Rat entscheiden. Bei der ersten Direktwahl des EU-
Parlaments 1979 waren noch 63 % der Bürger zu den Urnen 
gegangen.

BDI-Präsident Hans-Peter Keitel äußerte sich kritisch zur 
niedrigen Beteiligung. »Wahlmüdigkeit wird durch man-
gelnde politische Glaubwürdigkeit verursacht. Europa hat für 
viele Menschen seine Faszination verloren, weil die Politik 
sich immer weniger an ihre eigenen Grundsätze hält«, sagte 
Keitel. Die europäischen Errungenschaften – der Binnen-
markt, der Euro, die offenen Grenzen – würden angesichts 
der derzeitigen Wirtschafts- und Finanzkrise in Frage gestellt. 
Dabei zeige sich gerade in der Krise, wie wichtig die stabili-

Europa

Europa
Weichen für neuen Aufschwung stellen

Das neu gewählte Europaparlament muss, gemeinsam mit Rat und EU-Kommissi-
on, die richtigen Weichen stellen, damit Europa den Weg aus der Wirtschaftskrise 
findet und wieder auf den Wachstumspfad zurückkehrt. Nationale Alleingänge 
und Protektionismus sind der falsche Weg. Gerade der industrielle Mittelstand in 
Deutschland ist auf offene Märkte angewiesen. 

sierende Wirkung der gemeinsamen Währung sei. »Nationale 
Alleingänge und Protektionismus sind keine Antwort auf die 
Krise«, betonte der BDI-Präsident.

Europakritische Stimmen werden im neuen Parlament mehr 
Gewicht haben. Denn europaskeptische und rechtspopulis-
tische Parteien konnten nicht nur in Ländern mit einer tradi-
tionell eher EU-kritischen Bevölkerung wie Großbritannien 
oder Polen zulegen. Auch das ist ein Beleg für die zuneh-
mende Skepsis gegenüber der Europäischen Union in der eu-
ropäischen Bevölkerung. In den Niederlanden, einem der 
Gründungsstaaten der EU, konnte die »Partei für Freiheit« 
von Geert Wilders auf Anhieb mit 4 Abgeordneten als zweit-
stärkste niederländische Partei in das Europaparlament ein-
ziehen. Die deutsche Industrie verfolgt diese Entwicklung mit 
Sorge. Institutionelle Fortschritte, die dringend notwendig 
sind für eine handlungsfähige Europäische Union und für sta-
bile Rahmenbedingungen für die Wirtschaft, werden so weiter 
erschwert. Der Widerstand gegen den Vertrag von Lissabon, 
mit dem die EU die nach der Ostweiterung 2004 erforderlich 
gewordene vertragliche Grundlage erhalten würde, wächst  
nun auch innerhalb des Europaparlaments. Der Vertrag von 
Lissabon bietet eine Reihe von Verbesserungen: Er hebt Blo-
ckademöglichkeiten in der europäischen Gesetzgebung auf, 
vereinfacht die Zusammenarbeit einzelner Mitgliedstaaten 
und stärkt die Rechte des Parlaments. Trotz Kritik an man-
chem Detail setzt sich der BDI daher für ein zügiges Inkraft-
treten des Vertrags ein.

Die neu gewählten Parlamentarier müssen nun, gemeinsam 
mit Rat und EU-Kommission die richtigen Weichen stellen, 
damit Europa angesichts der Wirtschafts- und Finanzkrise 
zu seiner  bekannten Leistungskraft zurückfindet. BDI und 
BDA haben mit Hinblick auf die kommende Legislaturperiode 
politische Handlungsempfehlungen für die einzelnen euro-
päischen Dossiers erarbeitet und in der aktuellen Publikation 
»Europas Stärken ausbauen« zusammengefasst. Diese ist her-
unterzuladen unter www.bdi.eu/de/publikationen/77.htm

Ansprechpartnerin: Miriam Bodamer
m.bodamer@bdi.eu

Europas Stärken ausbauen. 
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Gesundheitsinfrastruktur

Weltweit steigt die Nachfrage nach Gesundheitsdienst-
leistungen und somit auch nach entsprechenden Gesund-
heitsversorgungseinrichtungen rapide an. Getrieben vom 
wirtschaftlichen Wachstum der vergangenen Jahre hat sich in 
Schwellenländern wie Indien, China oder Brasilien ein hoher 
Investitionsbedarf im Bereich Gesundheitsinfrastruktur an-
gestaut. Dieses eröffnet interessante Geschäftsmöglichkeiten 
für international tätige Leistungsanbieter.

Auch Entwicklungsländer haben einen großen Investitions-
rückstand im Bereich der Gesundheitsinfrastruktur. So hat 
eine von der International Finance Corporation (IFC) in Auf-
trag gegebene Studie gezeigt, dass allein in Subsahara-Afrika 
über die nächsten zehn Jahre ein Bedarf an Gesundheitsver-
sorgungseinrichtungen in der Größenordnung von rund 35 
Milliarden US$ besteht. Trotz dieser Möglichkeiten und der 
häufig dezidierten Nachfrage nach deutscher Technik und 
Knowhow, schrecken hiesige Unternehmen vor den politi-
schen und wirtschaftlichen Risiken dieser Länder oft zurück.

Um hier neue Akzente zu setzten, hat sich unter der Ägide des 
BDI im Herbst 2008 die Arbeitsgruppe »Gesundheitsinfra-
struktur in Entwicklungs- und Schwellenländern« gegründet. 
In ihr engagieren sich vor allem mittelständische Unterneh-
men aus der deutschen Gesundheitswirtschaft. Über die KfW-

Gesundheitsinfrastruktur 
Neuer Markt für Mittelständler

Die BDI-Initiative »Gesundheitsinfrastruktur in Entwicklungs- und Schwellenlän-
der« ist eine Chance für mittelständische Unternehmen, sich gerade in schwierigen 
Zeiten, neue Märkte zu erschließen. Gleichzeitig leistet die deutsche Industrie hier-
mit einen wichtigen Beitrag zur Erreichung der Millennium Development Goals der 
Vereinten Nationen.

Entwicklungsbank (KfW), wird die Arbeit der Gruppe auch 
durch das Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammen-
arbeit und Entwicklung (BMZ) unterstützt und gefördert.

Ziel der Initiative ist es, Krankenhäuser unter den schwierigen 
Bedingungen in Entwicklungs- und Schwellenländern wirt-
schaftlich nachhaltig zu betreiben und gleichzeitig den Zu-
gang zu qualitätsgesicherten Gesundheitsversorgung für die 
breite Bevölkerung zu verbessern. Dieses Konzept soll, nach 
politischer Zustimmung, in Form von Pilotkrankenhäusern 
modellhaft umgesetzt werden. Das Krankenhaus steht hierbei 
für einen Kristallisationspunkt in der lokalen Gesundheits-
versorgung, an dem sich weitere Leistungen und Infrastruktu-
reinrichtungen andocken lassen.

Über die Pilotkrankenhäuser soll der Qualitätsstandard »Ger-
man Hospital« verbreitet werden. Um die bereits bestehende 
und zukünftige Nachfrage nach deutschen Lösungen im Be-
reich Gesundheitsinfrastruktur zu kanalisieren, wird unter 
dem Dach der Arbeitsgruppe auch eine Anlaufstelle für aus-
ländische Anfragen eingerichtet. Die Initiative Gesundheits-
infrastruktur reiht sich damit in die Initiativen des BDI ein, 
den Exportmotor wieder in Gang zu bringen und deutschen 
Unternehmen neue Märkte zu eröffnen. Gleichzeitig leistet 
die deutsche Wirtschaft mit ihr einen Beitrag zu den Millen-
nium Delvelopment Goals (MDGs) der Vereinten Nationen. 
In deren Zentrum steht unter anderem die Verbesserung der 
Gesundheitsversorgung breiter Bevölkerungsschichten in den 
ärmeren Regionen dieser Erde. 

Die sich hieraus ergebende Initiative fand unlängst die Aner-
kennung des Bundespräsidenten Horst Köhler. Auf einer Ver-
anstaltung Anfang Mai hob er das Engagement des BDI als 
gelungenes Beispiel einer wirkungsvollen Verknüpfung zwi-
schen Außenwirtschaft und Entwicklungszusammenarbeit 
hervor. Weitere Informationen zur der BDI-Initiative finden 
Sie unter: www.bdi.eu/aussenwirtschaft 

Ansprechpartner: Benedikt Simon
b.simon@bdi.eu

Über Pilotkrankenhäuser »Qualitätsstandard« German Hospital verbreiten
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Im Bereich der Telekommunikation führte dies in den vergan-
genen Jahren zu einem nachhaltigen Wettbewerb mit erheb-
lichen Vorteilen gerade auch für den Mittelstand: Drastisch 
gesunkene Endkundenpreise bei verbesserte Qualität sind 
dafür ein Beispiel. Auf dem Energie- und Eisenbahnmarkt 
erfordert eine nachhaltige Marktöffnung dagegen noch wei-
tere Anstrengungen.Die Qualität der Regulierung ist damit zu 
einem Erfolgsfaktor für die Zukunft der Infrastrukturmärkte 
geworden. BDI-Präsident Hans-Peter Keitel betonte dazu auf 
der 2. BDI-BNetzA-Regulierungskonferenz am 19. Mai, dass 
Regulierung regelmäßig auf den Prüfstand gehöre, um sie den 
aktuellen Anforderungen von Investitionen und Wettbewerb 
anzupassen. Der Europäische Regulierer trägt hier neben der 
nationalen Politik eine hohe Verantwortung. Die ökonomi-
schen Grundregeln zur Öffnung von Netzmärkten müssen 
als Maßstab einer intelligenten Regulierung beachtet werden. 
Dadurch entsteht Planungssicherheit, die zum Vertrauen der 
Märkte beiträgt und Impulse für Investitionen, Wachstum 
und Beschäftigung freisetzt.

Weitere Informationen unter:
www.bdi.eu/regulierungskonferenz

Intelligente Regulierung

Intelligente Regulierung
Für den nächsten Aufschwung

Netzgebundende Industrien wie Energie, Telekommunikation und Eisenbahnen 
gehören zu den zentralen Infrastrukturen. Sie bilden das Rückgrat für unseren Wohl-
stand. Für den Übergang dieser Märkte aus ehemaligen Monopolstrukturen in einen 
fairen Wettbewerb sind regulative Vorgaben unverzichtbar.

Ansprechpartner: Dr. Michael Littger
m.littger@bdi.eu 

BDI-Präsident Hans-Peter Keitel. Foto: BDI/Kruppa Regulierungskonferenz am 19. Mai 2009. Foto: BDI/Kruppa.

»Von den enormen positiven Effekten des Breitbandaus-
baus werden alle Branchen profitieren. Durch schnelles 
Internet können bis zum Jahr 2020 rund 960 000 neue 
Arbeitsplätze entstehen.« Das sagte Dieter Schweer, Mit-
glied der BDI-Hauptgeschäftsführung, zu den Ergebnis-
sen der aktuellen Studie von Professor Raul Katz von der 
Columbia Business School (USA). Die Studie ist im Internet 
unter www.bdi.eu erhältlich.

»Deutschland kann in den nächsten Jahren mehr als 
170 Mrd. € zusätzliche Wertschöpfung erreichen. Dies 
entspricht einem zusätzlichen BIP-Wachstum von 0,6 
Prozentpunkten jährlich«, erklärte Schweer. »Durch Breit-
bandausbau gehen wir gestärkt aus der Krise hervor – 
ohne die Steuerzahler weiter zu belasten.« 


